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Frau 
Barbara Anna Dworak 
Schlesische Str. 117 
58636 Iserlohn 

Ablehnungsbescheid 

Sehr geehrte Frau Dworak, 

~~ ~ 
Mein Zeichen: 413 
BG-Nummer. 35502110051260 
(Bei jeder Antwoit bitte angeben) 

Name: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Datum: 

Frau Heilmann 
+492371/905-524 
492371 905847 
Jobcenter-Maerkischer-Kreis. T eam-
413@jobcenter-ge.de 
05.12.2022 

leider muss Ihr Antrag vom 30.11.2022· auf Übernahme von die Übernahme der Rückstände bei den Stadtwerken 
Iserlohn i.H.v. 773,77 Euro. abgelehnt werden. 

Der Regelbedarfzur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung entfallenden Anteile sowie Bedarfe des täglichen' Lebens 
(§ 20 Absatz 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch - SGB 11). . 
Die Zahlung des Regelbedarfs erfolgt pauschaliert nach, den festgesetzten Regelsätzen. 

Kann im Einzelfall ein von dem genannten Regelbedarf umfasster und nach den Umst~nden unabweisbarer Be­
darf zur Sicherung des Lebensunterhaltes nicht gedeckt werden, wird dem Leistungsberechtigten bei entspre-

-

. chendem Nachweis der Bedarf als Sach- oder Geldleistung in Form eines entsprechenden Darlehens gewährt . • 
(§ 24 Absatz 15GB 11). 

V Aufgrund des fehlenden Arbeitnehmerstatus besteht kein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB 11. 

Die Ablehnungsentscheidung beruht auf §§ 24 Abs. 1 i.V.m. 20 SGB 11. 

~ 
!:! • ;1 
Si 

I 
Ei 

~I 
~ 

. ii DIenstgebäude 
J Friedrichstr. 59/61 1 . 566361_'. 
I 

• 

018384 

Telefon 
+4923711785-2000 
Telefax 
+492371/905-844 
Internet 
www.jobcenter-mk.de 
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Öffnungszeiten 
Montag 08:00 - 15:30. Dienstag 08:00 • 
15:30 
Mittwoch 08:00 - 15:30. Donnerstag 08:00 -
17:00 
Freitag 08:00 -12:30 

Bankverbindung 
BA-Service-Haus 
Bundesbank 
Ble: MARKDEF1760 
IBAN: DE50 7600 0000 0076 001617 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann jede betroffene Person oder ein von dieser bevollmächtigter Dritter innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben. 
Für minderjährige, oder nicht geschäftsfähige Personen handelt deren gesetzlicher Vertreter. 

F~r die Erhebung des Widerspruchs stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1. Schriftlich oder zur Niederschrift 
Der Widerspruch kann schriftlich bei der im Briefkopf genannten Stelle eingelegt werden. Auch kann die im Brief­
kopf genannte Stelle aufgesucht und der Widerspruch dort schriftlich aufgenommen werden. 

2. Auf el,ektronischem Weg 

2.1 Durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an die im Briefkopf genannte Stelle. Hierfür ~ird eine 
qualifIZierte elektronische Signaturkart~ benötigt. 

2.2 Durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung, wenn die im Briefkopf genannte 
- Stelle ebenfallsüber--eine-ße.;Mait-Adresse--verfügt-Dafürwird- eine- De .. Mail;;.Adresse~benötigt -- '- - --~--------- ---- -

. 2.3 Durch Übermittelung mittels elektronischen Dokuments, das mit einer qualifIZierten elektronischen Signatur U 
versehen ist, über ein EGVP-P6stfach oder das besondere Anwaltspostfach (beA) an das im SAFE-VerzeichniS 
(sichere Verzeichnisdienste) gelistete beson~ere Behördenpostfach (beBPo) der im Briefkopf genannten Stelle. 
Dafür wird ein EGVP-Postfach beziehungsweis~ ein 'besonderes Anwaltspostfach benötigt. 

2.4 Über das Kundenportal der Bundesagentur für Arbeit. Dafür,wird ein neuer elektronischer Personalausweis 
(nPA) oder eine eiD-Karte oder ein elektronischer Aufenthaltstitel (eAn benötigt. Hierbei kann die Funktion "WI­
derspruch einlegen" über die Intemetseite htlps:/lwww.arbeitsagentur.de/eservices genutzt werden. Außerdem 
ist die Anmeldung mit dem eigenen Benutzernamen und Passwort erforderlich. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jobcenter Märkischer Kreis 

Oieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist auch ohne Unterschrift wirksam. 

Anlage 
Gesetzestexte zu I.hrer Information 

--------~--------:----------

018365 



(1) 

Gesetzestext zu Ihrer Information 

Auszug aus dem Zweiten B~ch ~ozialgesetzbuch (SGB 11) 

§ 20 SGB 11 

Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts 

Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernährung, Kleidung,. 
Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung und Erzeugung von Warmwasser 
entfallenden Anteile sowie persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens. Zu den persönliqhen 
Bedürfnissen des täglichen Lebens gehört in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und 
kulturellen·Lebe'n in der Gemeinschaft. Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag 
berücksichtigt. Über die Verwendung der zur Deckung des Regelbedarfs erbrachten Leistungen 

_. ~ enl&cheid~ll~ie-oLeistungsberechtigten--eigeAvefaßtwOfÜich~ei-flaben sie-das:Eintreten -unregelmäßig---
. anfallender Bedarfe zu berücksichtigen. . ' 

(1a) 

(2) 

\.I (3) 

(4) 

(5) 

Der Regelbedarf wird in Höhe der jeweiligen Regelbedarfsstufe entsprechend § 28 des Zwölften Buches· 
in Verbindung mit dem Regelbedarfs-Errriittlungsgesetz und den §§ 28a und 40 des Zwölften Buches in 
Verbindung mit der für das jeweilige Jahr geltenden Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 
anerkannt. Soweit in diesem Buch auf einen Regelbedarf oder eine Regelbedarfsstufe verwiesen wird, ist 
auf den Betrag der für den jeweiligen Zeitraum geltenden Neuermittlung entsprechend § 28 des Zwölften 
Buches in Verbindung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz abzustellen. In Jahren, in denen keine 
Neuermittlung nach § 28 des Zwölften Buches erfolgt, ist auf den Betrag abzustellen, der sich für den 

. jeweiligen Zeitraum entsprechend der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung nach den §§ 28a 
und 40 des Zwölften Buches ergibt. 

Als Regelbedarf wird bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend sind oder deren Partnerin oder 
Partner minderjährig ist, monatlich ein Betrag in Höhe der Regelbedarfsstufe 1 anerkannt. Für sonstige . 
erwerbsfähige Angehörige der Bedansgemeinschaft wird als Regelbedarf anerkannt: 

1. monatlich ein Betrag'in Höhe der Regelbedarfsstufe 4, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, .. . 

2. monatlich ein Betrag in Höhe ·der Regelbedarfsstufe 3 inden übrigen Fällen. 

Abweichend wn Absatz 2 Satz 1 ist bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und ohne Zusicherung des zuständigen kommunalen Trägers nach § 22 Absatz 5 umziehen, bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres der in Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 genc;lnnte Betrag als Regelbedarf 
anzuerkennen. 

Haben zwei Pärtner der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, ist als Regelbedarf für j~de 
dieser Personen monatlich ein Betrag in Höhe der Regelbedarfsstufe 2 anzuerkennen. . 

(weggefallen) 

§ 24 SGB 11 

Abweichende Erbringung von Leistungen 

(1) Kann im Einzelfall ein vom Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasster und nach den 
Umständen unabweisbarer Bedarf nicht gedeckt werden, erbringt die Agentur für Arbeit bei 
entsprechendem Nachweis den Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung und gewährt der oder dem 
Leistungsberechtigten ein entspreChendes Darlehen. Bei Sachleistungen wird das Darlehen in Höhe des 
für die Agentur für Arbeit entstandenen AnSChaffungswertes gewährt. Weiter gehende Leistungen sind 

018366 9858I014356106.12.2022/Blatt 2 von 2 Blatt 0158000136 11111111111111111111111111111 



Seite 2 von 2 

ausgeschlossen. 

(2) Solange sich Leistungsberechtigte, insbesondere bei Drogen- oder Alkoholabhängigkeit sowie im Falle 
unwirtschaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweisen, mit den Leistungen für den Regelbedarf nach 
§ 20 ihren Bedarf zu decken, kann das Arbeitslosengeld ,11 bis zur Höhe des Regelbedarfs für den 
Lebensunterhalt in voller Höhe oder anteilig in Form von Sachleistungen erbracht werden. 

(3) Nicht vom Regelbedarf nach § 20 umfasst sind Bedarfe für 

1. Erstausstattungen für die- Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten, 
2. Erstausstattungen für Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt sowie 
3. Anschaffung und Reparaturen von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von therapeutischen 

Geräten und Ausrüstungen sowie die Miete von therapeutischen Geräten. 

Leistungen für diese Bedarfe werden gesondert erbracht. Leistungen nach Satz 2 werden auch erbracht, 
wenn Leistungsberechtigte keine Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschließlich der 
angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung benötigen, den Bedarf nach Satz 1 jedoch aus 
eigenen Kräften und Mitteln nicht, voll decken können. In diesem Fall kann das Einkommen berücksichtigt 

-

--werden, dasteisfungsberectltigte' inilemalb eines Zeitraumes von bis zü sechs Monäten-nach-Ablaofdes­
Monats erwerben, in, dem über die Leistung entschieden wird. Die Leistungen für Be~arfe nach Satz 1 
Nummer 1 u,nd 2 können als Sachleistung oder Geldleistung, auch in Form von Pauschalbeträgen, V 

, erbracht werden~ Bei der Bemessung der Pauschalbeträge sind geeignete Angaben über die 
erforderlichen Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu berücksichtigen. 

(4) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts können als Darlehen erbracht werden, soweit in dem 
Monat, für den die Leistungen erbracht werden, voraussichtlich Einnahmen anfallen. Satz 1 gilt auch, 
soweit Leistungsberechtigte einmalige Einnahmen nach § 11 Absatz 3 Satz 4 vorzeit~ verbraucht haben. 

(5) Soweit Leistungsberechtigten der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwertung von zu 
berücksichtigendem Vermögen nicht möglich ist oder für sie eine besondere Härte bedeuten würde, sind 
Leistungen als Darlehen zu erbringen. Die Leistungen können davon abhängig gemacht werden, dass 
der Anspruch auf Rückzahlung dinglich oder in anderer Weise gesichert wird. 

(6) In Fällen des § 22 Absatz 5 werden Leistungen für Erstausstattungen für die Wohnung nur erbracht, 
wenn der kommunale Träger die Übernahme d~r Leistungen für Unterkunft und Heizung zugesichert hat 
oder vom Erfordernis der Zusicherung abgesehen werden konnte. 
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